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" ... verlangt das gesunde Volksempfinden 
die schwerste Strafe ... «. 1 
Das Sondergericht für die Operationszone Alpenvorland 1943-1945. 
Ein Vorbericht 
Seit Kriegsende 1945 gelten die Akten des Amtes "Oberster Kommissar für die Opera-
tionszone Alpenvorland" Franz Hofer als verschollen.2 Die Quellen- und Wissenslage 
zur Geschichte der Operationszone Alpenvorland ist dementsprechend dürftig. Das 
trifft besonders auf das Sondergericht für die Operationszone Alpenvorland zu. Im Rah-
men der Bestandsaufnahme im Archiv des Landesgerichts (Tribunal) in Bozen im Ok-
tober 2001 konnte nun auch ein kleiner Bestand Akten des Sondergerichts geborgen 
werden. Es handelt sich dabei um eine Mappe mit insgesamt 20 Akten der Jahre 1944-
1945.3 Neben diesen meist vollständigen Akten (Ermittlungsergebnisse, Anklage, Ver-
handlung, Urteil, Gnadenanträge, Gefängnisunterlagen, Sterberegistermitteilung, sogar 
ein Abschiedsbrief usw.) kann man aus den internen Notizen des Gerichts noch etwa 40 
andere Fälle rekonstruieren: Insgesamt belegen die Unterlagen das Schicksal von ca. 70 
Angeklagten. Die Aufschrift auf dem Mappendeckel "Akten des Sondergerichtes, gesi-
chert nach der Befreiung" verweist auf die Herkunft des Materials. Sitz des Sonderge-
richts in Bozen, das auch für die Provinzen Trient und Belluno zuständig war, war die 
Villa ~rigl in der Armando-Diaz-Straße in Bozen. Bei Kriegsende im Mai 1945 über-
nahm die Landeszentrale der neu gegründeten Südtiroler Volkspartei die Villa. Die Ak-
tenmappen des Sondergerichts wurden wegen des Mangels an Büromaterial von der 
SVP-Verwaltung in den ersten Nachkriegsjahren weiter verwendet und sind bis heute 
erhalten. Von den Unterlagen selbst fehlt außer den hier zu analysierenden 20 Akten wei-
terhin jede Spur. Der vorliegende Vorbericht ist daher nur eine erste Sondierung, da auf-
grund der geringen Quellenüberlieferung und des dürftigen Wissens eine ausführliche 
Analyse von Aufgaben und Arbeitsweise des Sondergerichts vorerst nicht möglich ist, 
geschweige denn ein erschöpfender Vergleich mit anderen Sondergerichten. Der fol-
gende Beitrag beschränkt sich daher auf eine erste Durchsicht; drei Urteile machen die 
Arbeitsweise und "innere Logik" des Sondergerichtes deutlicher. 
1. Die "Operationszone Alpenvorland" 
Nach dem Sturz Mussolinis und dem Übertritt Italiens auf die Seite der Alliierten be-
setzten deutsche Truppen am 9. September 1943 Italien. Die Wehrmachtssoldaten wur-
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den von den meisten SüdtirolerInnen begeistert empfangen, da diese den lang er-
sehnten Tag der Befreiung vom italienischen Faschismus erhofften. Doch der offizielle 
Anschluss an das Deutsche Reich blieb aus. Staatsrechtlich blieb Südtirol ein Teil Ita-
liens, stattdessen kam es zu einer Art de facta-Annexion. Hitler ordnete am 10. Sep-
tember 1943 die Errichtung zweier "Operationszonen" in dem nun von der Wehrmacht 
besetzten Italien an: der "Operationszone Alpenvorland", bestehend aus den Provin-
zen Bozen, Trient und Belluno, sowie der "Operationszone Adriatisches Küstenland" 
im Raum Triest -Laibach. Als höchste zivile Organe wurden "Oberste Kommissare" ein-
gesetzt. Als Oberster Kommissar der Operations zone Alpenvorland fungierte der Gau-
leiter von Tirol-Vorarlberg, Franz Hofer, der als die eigentliche Hauptfigur, der Vater 
der Operationszone, galt. Der Gauleiter hatte sich stets zur Einheit Tirols bekannt und 
den Anspruch auf Südtirol nie aufgegeben. Mit dem Bruch der Achse im September 
1943 schien die Stunde der Einverleibung Südtirols gekommen zu sein. Doch Hofers 
Hoffnungen wurden getrübt, als sich Mussolini an die Spitze eines norditalienischen 
Rumpfstaates, der "Sozialen Republik Italien (RSI) ", mit Zentrum in Salb am Gardasee 
stellte. Nun musste Hofer wieder auf die Beziehung Hitler-Mussolini Rücksicht neh-
men, obwohl Mussolini ab September 1943 nur mehr der "Duce" von Hitlers Gnaden 
war. Besonders in den Operationszonen wurde die Ohnmacht Mussolinis bald offen-
sichtlich.5 Obwohl Hitler in diesen Territorien einen "gewissen Anschein italienischer 
Oberhoheit"6 gewahrt wissen wollte, hielt sich Hofer nicht an diesen von Berlin vor-
gegebenen Rahmen.' Am 30. März 1944 erklärte er die "souveränen Rechte der italieni-
schen Regierung" in der "Op~rationszone" für suspendiert,' und er erreichte im Justiz-
bereich die völlige Abkoppelung von der Mussolini -Republik, aber teilweise auch vom 
Justizsystem des Deutschen Reiches. Die italienische Gerichtsstruktur wurde zwar 
großteils belassen, jedoch gezielt Hofers Interessen untergeordnet."Die nach außen un-
ter dem Gesichtspunkte der Operationserfordernisse der Wehrmacht geführte zivile 
Verwaltung", so Hofers Juristen in einem Bericht vom Oktober 1943, "bezweckt nach 
innen, die Voraussetzungen zu schaffen, um Südtirol in das Reich einzugliedern. Dem-
gemäß müssen alle zivilen Maßnahmen streng getarnt werden. "9 
Die gesamte zivile Gerichtsbarkeit wurde nach Hofers Kriterien umgestaltet bzw. 
überwacht: Durch die verordnete Zweisprachigkeit erhielten die" Volksdeutschen" das 
Recht auf Verhandlung und Bescheid in deutscher Sprache. Aus diesem Grund soll-
ten an den unteren Gerichten, den Präturen (Bezirksgerichten) und Tribunalen (Lan-
desgerichten), zusätzlich deutschsprachige Richter eingestellt werden. An der Carte 
d'Appella in Trient (Berufungsgericht) sollte für Volksdeutsche ein Innsbrucker Senat 
verhandeln, der in Bozen tagte. 10 "Erwogen" wurde, an die Stelle der Cassation "die 
Nichtigkeitsbeschwerde vor einem 5er-Senat als gemischtes Gericht treten zu lassen. 
[ ... ] Ist ein Volksdeutscher beteiligt, entscheiden drei deutsche und zwei italienische, 
sonst drei italienische und zwei deutsche Richter. "11 Das Berufungsgericht Trient wur-
de von Venedig abgetrennt und zum höchsten Gericht in der Operationszone erklärt. 12 
Eine Rechtsangleichung fand nicht statt, stattdessen sollte die "personelle Durch-
dringung" die deutschen Interessen in Südtirol garantieren. 
"Schon aus Tarnungsgründen, aber auch, um keine unnötige Beunruhigung 
hineinzutragen, wird die Einführung deutschen Rechtes vorerst nicht in Be-
tracht kommen. Der Angleichung vermögen zunächst, wie das in Luxemburg 
und in den eingegliederten Ostgebieten geschehen ist, eingesetzte deutsche 
Richter besser zu dienen, die ihr deutsches Recht mitbringen. "13 
Zur Aufsicht über die italienische Justiz wurden Richter aus der "Ostmark", meist 
Südtiroler Optanten, von Hofer nach Südtirol berufen. Anfang 1944 wurden die Rich-
ter Hugo Erlacher von Innsbruck und Hugo Perathoner von Graz an das Tribunal 
Bozen abgestellt. Richter Karl Neubauer aus Wien war Richter bei der Prätur in Bo-
zen, der Brixner Optant Walter Lutz bei der Prätur Brixen, der Südtiroler Umsiedler 
Josef Prünster bei der Prätur in Meran. Von August bis Oktober 1944 wurde Dr. Wal-
ter Breithaupt vom Reichsjustizministerium in Berlin zur Dienstleistung im Ober-
landesgerichtsbezirk Innsbruck abgeordnet. Seine Aufgabe war, in Südtirol nähere 
Feststellungen über die italienische Gerichtsbarkeit zu treffen. 14 Während das italie-
nische Justizwesen - wenn auch abgekoppelt vom restlichen Italien - im Prinzip be-
stehen blieb, wurde es gleichzeitig von einem deutschen "Sondergericht für die Ope-
rationszone Alpenvorland" flankiert. 
2. Das Sondergericht für die Operationszone Alpenvorland 
a. Errichtung und Aufgaben des Sondergerichts 
Sondergerichte waren im Dritten Reich ab 1933 eingerichtet worden, um die rasche 
Aburteilung von Andersdenkenden und Kriminellen zu ermöglichen. Die Rechte der 
Beschuldigten wurden dazu stark beschränkt. In der Vorkriegszeit waren diese Straf-
gerichte hauptsächlich für geringfügige politische Delikte, "die Repression der all-
täglichen Meinungsbekundung" 15 und" unpolitische Schwerverbrecher" 16 zuständig. 
Die eigentliche Ausweitung der Sondergerichtsbarkeit erfolgte auf grund des Krieges. 
Das Ziel war, die Sondergerichte zu "Standgerichten der inneren Front" (Roland 
Freisler) mit ähnlichem Charakter zu machen: J7 Ein möglichst schneller Prozess, kur-
ze Beweisverfahren, keine Rechtsmittel, rascher Strafvollzug. 18 Sondergerichte konn-
ten sehr leicht politisch instrumentalisiert werden. Dabei bestimmten die ge-
wünschten und geforderten Ergebnisse die Auslegung von Gesetzen. Um den Schein 
der Rechtmäßigkeit der Gerichtsverfahren zu wahren und die Legitimation der Son-
dergerichtsurteile zu erhalten, mussten "die Entscheidungen [ ... ] justizförmig zu-
stande kommen". 19 Den Sondergerichten kam es nicht so sehr auf eine Rechtsfindung 
anhand der konkreten Strafgesetze an, sondern auf ein Resultat im Sinne des NS-Re-
gimes. Der Schritt vom Recht sprechenden Richter zum Vollstrecker nationalsozia-
listischer Zielvorstellungen war daher nicht weit.20 
Mit Verordnung vom 6. November 1943 befahl der Oberste Kommissar Franz Ho-
fer die Errichtung eines Sondergerichts für die Operationszone Alpenvorland, mit 
dessen Aufbau der Leiter des "Arbeitsbereiches IV (Justiz)" beim Obersten Kom-
missar und Präsident des Oberlandesgerichtes Innsbruck, Oskar Stritzl, betraut wur-
de. Er schuf nach dem Vorbild des 1938 errichteten Sondergerichts Innsbruck das 
Bozner Gegenstück. Stritzl wurde in Bozen von Herwig Sprung vertreten, der als 
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Kontaktmann zwischen Sondergedcht und der höchsten Instanz Hofer fungierte. 
Das Sondergericht für die Operationszone wurde meist von Richtern und Staatsan-
wälten aus dem Gau Tirol-Vorarlberg mitbetreut, wie die personelle Zusammenset-
zung des Gerichtshofes zeigt.'! Ein Dekret Hofers vom Dezember 1943 berief den Lei-
ter der Staatsanwaltschaft beim Landesgericht Innsbruck, Dr. Karl Stettner, als 
leitenden (?) Staatsanwalt an das Sondergericht in Bozen. Stettner blieb auf seinem 
Leiterposten in Innsbruck und übte die Tätigkeit in Bozen tageweise aus.22 Die An-
klage beim Sondergericht in Bozen führten daneben die Staatsanwälte Konrad Sei-
ler, Erich Hölzl und Werner von Fischer. Als Richter scheinen auf: Landesgerichts-
präsident Heinrich von Eccher, die Landesgerichtsdirektoren Karl Neubauer und 
Herwig Sprung, die Oberlandesgerichtsräte Hugo Erlacher, Josef Mitsche, Rudolf 
Penz, Hans Schödl, Richard Staffier, Alfred Vogl, Karl Wolf, Richter Peter Bogner und 
der Justizinspektor Richard Opela. 
Die Richter des Sondergerichts pendelten zwischen Innsbruck oder Feldkirch 
und Bozen. Karl Wolf fungierte von 1942 bis 1945 gleichzeitig als Vorsitzender des 
Innsbrucker Sondergerichts. Heinrich von Eccher führte zugleich das Sondergericht 
in Feldkirch. Der Innsbrucker Jugendrichter Alfred Vogl wirkte in ähnlicher Funk-
tion am Sondergericht Bozen. Richter Josef Mitsche aus Innsbruck wurde im Herbst 
1944 auf Dauer nach Bozen versetzt.23 Der Landesgerichtsdirektor Peter Bogner, ein 
Südtiroler Optant, ließ sich im Oktober 1944 nach Bozen versetzen und arbeitete ne-
ben dem Sondergericht noch bei der Prätur Bozen in Straf- und Vormundschafts-
sachen der deutschsprachigen Bevölkerung.24 
Die Zuständigkeiten des Sondergerichts legte Hofer folgendermaßen fest: 
,,1. Das Sondergericht ist ausschließlich zuständig: für strafbare Handlungen, 
bei denen ein deutscher Staatsangehöriger als Täter, Mitschuldiger oder Ver-
letzter beteiligt ist, oder deutsche Interessen berührt sind. 
2. Über die Frage, ob deutsche Interessen betroffen oder verletzt sind, ent-
scheidet der Staatsanwalt beim Sondergericht. "25 
Die vage Formulierung, wenn "deutsche Interessen berührt sind", eröffnete dem Ge-
richt eine fast grenzenlose Interpretationsfreiheit. Diese Vorgangsweise wurde auch 
aus der Verordnung vom 17. November 1943 deutlich: 
"Bürgerliche Rechtssachen sowie Rechtssachen der ordentlichen Gerichte 
sind an das Sondergericht für die Operationszone Alpenvorland abzugeben, 
wenn der Staatsanwalt beim Sondergericht für die Operationszone Alpen-
vorland dies aus Gründen des öffentlichen Interesses beantragt. "26 
Der Staatsanwalt des Sondergerichts konnte so auf eigene Initiative und willkürlich 
Fälle an sich ziehen und griff "aus Gründen des öffentlichen Interesses" häufig in die 
Arbeit der ordentlichen Gerichte ein. Mit acht von achtzehn Fällen dominiert der 
"Anklagebereich ordentlicher Gerichte" in den vorhandenen Akten des Sonderge-
richts. Neben der auf italienischem Recht basierenden ordentlichen Rechtsprechung 
in der Operationszone und dem Sondergericht gab es auch die SS-, Polizei- und 
Wehrmachtsgerichte. In Südtirol gab es eine relativ hohe Zahl an Deserteuren, die 
sich großteils im Passeiertal formiert hatten. Für Desertionen waren diese SS-, Poli-
zei- und Wehrmachtsgerichte zuständig, die Verhaftete nur in Ausnahmefällen dem 
Sondergerichtshof überstellten. 27 
b. Rechtsgrundlagen und Spruchpraxis 
Das Sondergericht für die Operationszone Alpenvorland traf seine Entscheidungen 
"nach dem in den Alpen- und Donaureichsgauen geltenden Gesetz und nach den in 
den Verordnungen des Obersten Kommissars selbst enthaltenen Sonderbestim-
mungen ". 28 Das war eine Mischung aus altem österreichischem Strafrecht, einzelnen 
Bestimmungen des deutschen Strafrechts und zahlreichen, vor allem nach Kriegs-
beginn erlassenen Verordnungen. Eine Durchsicht der Akten und der Sekundär-
literatur zeigt drei Fallkategorien bzw. Hauptanklagepunkte in Bozen: 
1. Aktivitäten als "Volksschädling"; 
2. "Verbrechen des Aufstandes"; 
3. "Nichtbefolgung des Einberufungsbefehls". 
Wenn sich diese Spruchpraxis durch weitere Fälle bestätigt, dann ergibt sich dar-
aus ein überraschender Schluss: Das Sondergericht in Bozen stellt eine Ausnahme 
innerhalb der NS-Sondergerichtsbarkeit dar. Das "Verbrechen des Aufstandes" und 
die "Nichtbefolgung des Einberufungsbefehls" gehörten nicht zu den "klassischen" 
Anklagen bei den NS-Sondergerichten. In Bozen lagen dagegen genau hier Schwer-
punkte! Die Sondergerichte im Dritten Reich verfolgten mit dem " Heimtückegesetz" 
kritische Äußerungen und Führerwitze, während Fälle von bedeutenderem politi-
schem Widerstand vom Volksgerichtshof und den "besonderen Senaten" der Ober-
landesgerichte abgeurteilt wurden.'9 Die wenigen bekannten Fälle in Bozen zeigen 
eine umgekehrte Tendenz: Im Vordergrund standen politische Delikte, das "Heim-
tückegesetz" spielte hingegen ebenso wenig eine Rolle wie die sonst häufigen Ver-
fahren wegen Abhörens ausländischer Sender. Eine erste Durchsicht der Strafpro-
zessakten des Tribunals Bozen für die Jahre 1943 bis 1945 bestätigt diesen Eindruck 
weiter. Schwarzschlachten wurde offenbar vom Tribunal und nicht vom Sonderge-
richt Bozen abgeurteilt. 
Eine von Martin Achrainer und Wolf gang Tschan derzeit durchgeführte Analyse 
der Verfahren am Sondergericht Innsbruck lässt deutliche Unterschiede zu Bozen 
vermuten: Rund 22 % der Angeklagten in Innsbruck wurden nach dem Heimtücke-
gesetz vor Gericht gestellt, 11 % nach der Rundfunkverordnung, 7 % wegen verbo-
tenen Umgangs mit Kriegsgefangenen, während die Verfahren gegen Bibelforscher, 
gegen politische Opposition sowie gegen Wehrdienstentziehung und Beihilfe dazu 
nur etwa 5 % der Angeklagten betrafen. In Innsbruck standen politische Delikte mit 
45 % gegenüber einem Anteil von 55 % krimineller Delikte deutlich im Hintergrund. 
Bei letzteren dominieren Kriegswirtschaftsdelikte wie Schwarzschlachten und Wa-
renhinterziehung mit 29 %.30 
Mit 21 % der Fälle erreichten die Verurteilungen nach der "Verordnung gegen 
Volksschädlinge" hohe Bedeutung für das Innsbrucker Sondergericht - besonders 
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in den letzten Kriegsjahren;31 dies galt offenbar auch für das Sondergericht in Bozen. 
Nach der Reichsverordnung vom 5. September 1939 war der Tatbestand als "Volks-
schädling" bei folgenden Delikten erfüllt: "Plünderungen, Verbrechen bei Flieger-
gefahr, gemeingefährliche Verbrechen zur Schwächung der Widerstandskraft des 
deutschen Volkes"; gegen die Täter sollte die Todesstrafe verhängt werden. Der Pa-
ragraph 4 über die "Ausnutzung des Kriegszustandes als Strafverschärfung" be-
stimmte darüber hinaus: 
"Wer vorsätzlich unter Ausnutzung der durch den Kriegszustand verur-
sachten außergewöhnlichen Verhältnisse eine sonstige Straftat begeht, wird 
[ ... ] mit Zuchthaus [ ... ] oder mit dem Tode bestraft, wenn dies das gesunde 
Volksempfinden wegen der besonderen Verwerflichkeit der Straftat erfor-
dert. "32 
Dieser Artikel wurde bei den Urteilen des Sondergerichts Bozen wiederholt heran-
gezogen. Dabei wurde sechs mal "Diebstahl, Plünderung" oder "Diebstahlsversuch, 
Plünderung", zweimal "Mord" bzw. "Mordversuch", einmal "Gewalttätigkeit in der 
Öffentlichkeit" und einmal "Wilderei" als Anklage angeführt. 
Zu den bedeutenden Kapitalverbrechen zählte das" Verbrechen des Aufstandes" 
nach § 68 des österreichischen Strafgesetzbuches (öStGB).Auch für diese Spruch-
praxis war das Sondergericht in Bozen zuständig, während sich andere Sondergerichte 
im Dritten Reich einschließlich der "Ostmark" damit nicht befassten. Jedenfalls wur-
de diese Bestimmung in Bozen für den "bewaffneten Widerstand" angewandt. Der 
Paragraph 68 dürfte das einfachste Mittel für die Justiz bei der Bekämpfung der Par-
tisanen gewesen sein, da man sich dadurch die juristische Erörterung von konkreten 
Tatsachen erspart hat. Im Reichsgebiet wurde "Widerstand" als Hochverrat verfolgt 
und von den eigens dafür eingerichteten Volksgerichtshöfen abgeurteilt. Obwohl es 
im Reichsgebiet kaum bewaffneten Widerstand gab, wurde auch die kleinste Form 
organisierter politischer Opposition als Hochverrat ausgelegt, erst recht dann jede 
Aktion. Da es im Gebiet der Operationszone Alpenvorland keinen Volksgerichtshof 
gab, übernahm das Sondergericht in Bozen diese Kompetenz. Die Gründe für diese 
Spruchpraxis waren auch politischer Natur. Das Gebiet der Operationszone war for-
mal Teil der Republik von Salb, weshalb das NS-Regime italienische Staatsbürger 
nicht wegen Hoch- oder Landesverrat vor das Sondergericht stellen konnte. Daher 
wurde "Hochverrat" vom Sondergericht in Bozen unter dem Titel des "Aufstandes" 
nach § 68 öStGB verfolgt. In den noch vorhandenen Akten zu diesem Anklage-
bereich sind fünf Fälle aufgeführt. Im Einzelnen dokumentiert sind drei" Verbrechen 
des Aufstandes", zweimal "verbotener Waffenbesitz" und eine" Wehrmittelbeschädi-
gung". 
Der Charakter des Sondergerichts in Bozen als staatliches Terrorinstrument zur 
Durchsetzung der NS-Herrschaft in der besetzten Operationszone zeigt sich beson-
ders an den Bestimmungen zur Wehrpflicht. Die Verordnung des Obersten Kommis-
sars "über die Ableistung des Kriegsdienstes" vom 6. November 1943 verpflichtete al-
le 18- und 19-jährigen Männer - und dies "ohne Unterschied der Volkszugehörigkeit" 
- zum Kriegsdienst.33 Im Jänner 1944 erweiterte eine Verordnung34 das Wehrpflicht-
alter erheblich und dehnte die Dienstpflicht völkerrechtswidrig auf italienische Staats-
bürger aus. Die vier erhaltenen Fälle von "Wehrdienstverweigerung" bzw. "Nicht-
befolgung des Einberufungsbefehls" betrafen drei"Dableiber" und einen Deutschland-
Optanten. Die drei angeklagten Italien-Optanten Richard Reitsamer, Paul Mischi und 
Siegfried Dapunt beriefen sich in ihren Vernehmungen auf die Widerrechtlichkeit ihrer 
Einberufung. Das Sondergericht setzte sich jedoch nach längerem Zögern über die-
sen Sachverhalt hinweg und verurteilte die drei Angeklagten aufgrund der Verord-
nungen Hofers über den Wehrdienst am 4. Juli 1944 zum Tode - trotz ihrer italieni-
schen Staatsbürgerschaft (vgl. dazu Dokument 1). 
Der Spruch ging auf die wiederholte Rechtfertigung der Verurteilten, "als italie-
nische Staatsbürger nicht zum Einrücken verpflichtet zu sein", mit keinem Wort ein. 
Die Hinrichtung der drei Südtiroler war für den 11. Juli 1944 vorgesehen. Am 10. Juli 
gegen 23 Uhr nachts gingen noch Gnadengesuche für Mischi und Dapunt ein. In ei-
ner sofort einberufenen Sitzung, die bis 1 Uhr nachts dauerte, empfahlen die Richter 
und der Staatsanwalt, Mischi und Dapunt nicht hinzurichten, sondern sie zu ver-
schärfter Einzelhaft in einem Lager zu begnadigen. Die Proklamation des vollstreck-
ten Todesurteiles sollte dennoch plakatiert werden. Reitsamer wurde am nächsten 
Morgen wie vorgesehen hingerichtet, Mischi und Dapunt wurden letztlich von Ho-
fer zu je acht Jahren Zuchthaus begnadigt. Die interne Korrespondenz enthüllt die 
Gründe für diese Entscheidung: Dr. Sprung und Dr. Stritzl sprachen sich in einem 
Fernschreiben vom 15. Juli 1944 an den Obersten Kommissar für die Begnadigung der 
beiden Ladiner aus, da im Gadertal "Gerüchte der Freiwilligkeit [des Wehrdienstes 1 
nicht auszurotten" seien. 
"Wir weisen noch darauf hin, dass es sich bei dem hingerichteten Kriegs-
dienstverweigerer Richard Reitsamer um einen völlig anders gelagerten Fall 
handelte. Reitsamer, ein Volksdeutscher, Dableiber aus Meran, war ein rom-
höriger, religiöser Fanatiker, der in voller Erkenntnis dessen, um was es ging, 
unter Berufung auf angebliche Äußerungen des Papstes einen Kriegsdienst 
und jede Arbeit im Interesse der Kriegsführung strikte ablehnte und dessen 
Gefährlichkeit in seinem Fanatismus lag. Seine Hinrichtung ist bereits in der 
Provinz Bozen plakatiert und es steht zu hoffen, dass sie die erforderliche ab-
schreckende Wirkung erzielen werde. "35 
Da Hofer Mischi und Dapunt für Grödner hielt, wollte er noch die Meinung des Wol-
kensteiner NS-Vertrauensmannes Adolf Senoner einholen. Nach einem weiteren 
klärenden Schreiben von Sprung über die Herkunft der beiden "Dableiber" aus dem 
großteils für die italienische Staatsbürgerschaft optierten Gadertal stimmte Hofer 
letztlich einer Umwandlung der Todesstrafen in Haftstrafen zu. Offenbar ließ sich 
Hofer in seiner Entscheidung von der Stimmung in den Tälern leiten. Die Gadertaler, 
großteils "Dableiber", waren "antideutsch" eingestellt. In Folge gab es 1943-1945 hier 
auch viele Wehrdienstverweigerungen. Hofer wollte die Stimmung im Gadertal nicht 
noch mehr gegen die NS-Herrschaft aufheizen und ließ bei den Gadertalern "Gna-
de vor Unrecht" ergehen. Grödner Dissidenten konnten mit einer solchen Rück-
sichtnahme nicht rechnen. 
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Die Verordnungen des Obersten Kommissars vom 6. November 194336 und 3. Juni 
194437 verschärften die Strafen gegen "Spionage und Sabotage" und unbefugten Waf-
fenbesitz. Sie richteten sich "zum Schutz der deutschen Wehrmacht" und "der öf-
fentlichen Ruhe und Sicherheit" gegen die zunehmende Partisanentätigkeit im Tren-
tino und dem Belluno. 
c. Das Sondergerichtsverfahren 
Der Strafprozess vor den Sondergerichten zielte auf Verkürzung und Beschleunigung 
des Verfahrens. Die bei den Sicherheitsbehörden in Bozen eingehenden Anzeigen 
und Ermittlungsunterlagen sollten möglichst schnell an die Staatsanwaltschaft ab-
gegeben werden. SS und Gestapo umgingen das Sondergericht, wenn dies aufgrund 
politischer Notwendigkeit geboten schien. Dann wurden Verhaftete im Gebäude des 
"Kommandeurs der Sicherheitspolizei und des SD" in Bozen (heute Corpo d'Arma-
ta) ermordet bzw. nach Folterungen in das Lager Bozen-Reschenstraße eingeliefert. 
Ein ehemaliger Polizist am SS-Kommando in Bozen berichtete im Juni 1945: 
"Wie ich feststellen konnte, behielt sich [der Gestapo-Chef] SS-Sturmbann-
führer August Schiffer vor, politische Strafsachen an die Staatsanwaltschaft 
beim Sondergericht in der Operationszone Alpenvorland abzugeben oder im 
eigenen Wirkungskreis, also staatspolizeilich, zu behandeln. Ich weiß, dass 
es deswegen Differenzen mit dem Sondergericht gab, doch hat sich an der Ein-
stellung Schiffers dadurch nichts geändert. "38 
Die Haftkartendatei der Bundespolizeidirektion Innsbruck bestätigt diesen Eindruck. 
Im Zeitraum 1943-1945 wurden Dutzende Südtiroler offenbar unter Umgehung des 
Sondergerichts von der Gestapo Bozen über Innsbruck in Lager eingeliefert.39 
Vor der Überstellung an das Sondergericht informierten sich Staatsanwalt und 
das Kommando der Sicherheitspolizei in Bozen telefonisch. Eine gerichtliche Vor-
untersuchung oder eine mündliche Verhandlung über den erlassenen Haftbefehl fan-
den nur selten statt; zumeist wurde nach Eingang der Sache der Verhandlungstermin 
auf einen der nächsten Tage festgelegt. So verging zwischen Anklageschrift, Ver-
handlung und Vollstreckung eines Todesurteiles manchmal nur eine Woche. Die end-
gültige Entscheidung in einer Causa fällte meist ein aus drei Richtern bestehender 
Senat, in den Außenstellen Meran, Bruneck, Brixen, Trient, Rovereto, Belluno und 
Cortina entschieden meist Einzelrichter. Die Durchsicht der Akten, zumal der Sit-
zungsprotokolle, zeigt, dass in den meisten Fällen eine sehr schnelle Hauptverhand-
lung stattfand. Das Sondergericht bestritt z. B. am 6. Juli 1944 in Meran zwischen 8:30 
und 12:30 ganze neun Verhandlungen. Sitzungsprotokolle machen dies deutlich: In 
die Vordrucke wurden nur die Eckdaten des Prozesses wie Richter, Staatsanwalt, An-
geklagter etc. eingetragen. Die Protokolle beschränkten sich auf wenige, stereotype 
Formulierungen, z. B. "Der Verteidiger beantragte milde Bestrafung", "Der Staats-
anwalt beantragte Todesstrafe". Das Feld für die Erwiderung des Angeklagten auf die 
Beschuldigungen blieb, wie fast alle Formularfelder, leer. 
Die Urteilsbegründung fiel meist sehr lapidar aus. Im Falle eines Südtiroler Wehr-
dienstverweigerers liest sich das so: "Der Angeklagte hat dem Einberufungsbefehl 
vom 30. Mai 1944 zur Polizeireserve [ ... ] Ausbildungskurs nach Meran nicht Folge 
geleistet und wird hiefür zum Tode verurteilt." Dies entsprach der Linie des Reichs-
justizministeriums: 
"Der Volksgenosse erwartet von dem Richter keine weitschweifigen und ge-
lehrten Rechtsausführungen, ihn interessieren auch nicht die zahlreichen 
Hilfs- und Nebenerwägungen, die den Richter zu seiner Entscheidung führen. 
Er möchte mit wenigen allgemeinverständlichen Worten wissen, aus welchem 
Grund er im Recht oder im Unrecht ist. "40 
Nur in herausragenden Fällen, z. B. bei Mord oder der Aburteilung von Partisanen-
gruppen, fanden ausführlichere Untersuchungen und Urteilsverkündigungen statt. In 
den Akten gibt es Anzeichen dafür, dass Absprachen zwischen Richter und Staats-
anwalt erfolgten und die Strafe dann im Vorfeld festgelegt wurde. Die Richter waren 
in keiner Weise daran interessiert, dass der einzelne Angeklagte das Strafmaß vor-
hersehen konnte. Vielmehr war es im Sinne der Nationalsozialisten, dass die relativ 
willkürliche Spruchpraxis die Rechtsunsicherheit der "Volksgenossen" noch erhöhte. 
Bei den meisten Anklageschriften und Urteilen handelte es sich um Wiederholungen 
von nationalsozialistischen Phrasen und um Sachverhalts- und Rechtsverdrehungen. 
Bei den Anklageschriften wurden vielfach die Ermittlungsergebnisse abgeschrieben 
und gemeinsam mit der Zitierung der entsprechenden Gesetzesstelle zu einer An-
klage oder einem Urteil zusammengebastelt.41 Das Urteil diente auch dazu, den Ver-
urteilten menschlich herabzusetzen. Damit sollten die Argumente seiner Verteidigung 
entwertet werden. Es gab zwei Taktiken: Man konnte gewichtige Argumente der Ver-
teidigung im Urteil einfach ignorieren. Dies geschah etwa in den Fällen Reitsamer, 
Mischi und Dapunt. Ihr juristisch stichhaltiger Einwand, "als italienische Staatsbür-
ger nicht beim deutschen Militär dienen zu müssen", verschwand aus der Urteilsbe-
gründung. Die zweite Methode war das Herausgreifen einzelner Punkte aus den Ver-
hören. Die Urteilsbegründung im Fall des Trentiner Partisanen Augusto T. zeigt dieses 
Vorgehen der Richter. Augusto T. hatte in der Vernehmung durch die SS betont, dass 
er 1943 auf grund "schlechter Behandlung und schlechter Verpflegung" aus der italieni-
schen Armee desertiert war. Im Urteil fand sich dann nur mehr die "schlechte Verpfle-
gung" wieder (vgl. dazu Dokument 2). Augusto T. wurde gemeinsam mit fünf ande-
ren Partisanen am 10. August 1944 erschossen. 
Urteile ergingen "im Namen des Rechtes"42; eine Berufung war nicht möglich. Das 
Gnadenrecht übte der Oberste Kommissar aus. Den aus den Akten ersichtlichen 
Pflichtverteidigern beim Sondergericht, Fritz Egger, Luis Sand, Ernst Vinatzer, Josef 
Reinisch und G. Azzariti, kamen dabei wichtige Rollen zu. Sie halfen dem Verurteil-
ten oder seinen Verwandten bei der Abfassung des Gnadengesuches und entwarfen 
es in dringenden Fällen selbst. Die ersten Gnadengesuche und darin enthaltene Mil-
derungsgründe wurden vom Gericht einer näheren Begutachtung unterzogen. Die-
se konnten bei Todesstrafen noch in "letzter Minute" einen Aufschub und eine Um-
wandlung in eine Haftstrafe bewirken. Aber auch in diesen Fällen arbeitete die Justiz 
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sehr schnell, indem unmittelbar nach dem Urteil zu einem möglichen Gnadengesuch 
Kurzberichte des Senats und des Staatsanwaltes an Hofer geschrieben wurden. 
Beispielhaft dafür steht der Fall von Franz B. (vgl. dazu Dokument 3). Nachdem 
er wegen "Plünderung" als "Volksschädling" zum Tode verurteilt worden war, stell-
ten Rechtsanwalt Sand und die Tochter des B. Gnadengesuche. In ihrer "Äußerung 
zu einem allfälligen Gnadenantrag des B." hielten Staatsanwalt Seiler und der vor-
sitzende Richter Eccher den Verurteilten B. "keines Gnadenerweises für würdig". Aus-
schlaggebend dafür waren die angeblich längere Planung der Tat und die Alkohol-
probleme von Franz B. Der Oberste Kommissar Hofer machte dann in Konsequenz 
von seinem Gnadenrecht keinen Gebrauch, sodass B. am 1. Juli 1944 in Bozen hin-
gerichtet wurde. Die Aufzeichnungen des Bozner Gefängnispriesters Giovanni Ni-
colli geben ein bedrückendes Bild von der Willkür in der Anwendung der Todesstrafe 
beim Sondergericht. Wenn es von praktischem Nutzen war, so wurden etwa bereits 
zum Tode verurteilte Partisanen "aufgespart", um sie bei einem Gefangenenaustausch 
- wie etwa im März 1945 - freizulassen. Im Gegenzug gaben die Partisanen deutsche 
Wehrmachtsangehörige frei. Don Nicolli legte die Motive für die flexible Haltung des 
Staatsanwaltes Seiler und anderer gegen Kriegsende offen: Für die Sicherung der ei-
genen Existenz nach dem drohenden Zusammenbruch des Dritten Reiches brauch-
te man Freunde: "Facite vobis amicos", riet Nicolli seinen Gesprächspartnern am 
Sondergericht. 43 
Bei den Empfehlungen an den Obersten Kommissar waren sich Staatsanwalt und 
vorsitzender Richter meist einig. Da dieser sich in der Regel den Vorschlägen des Son-
dergerichts anschloss, wurden die vom Sondergericht zunächst gefällten Todesurteile 
in der Mehrheit der erhaltenen Fälle durch Hofers Unterschrift in Haftstrafen bis zu 
zehn Jahren umgewandelt. Auch diese Praxis scheint Bozen von den Sondergerich-
ten im Dritten Reich zu unterscheiden. Todesurteile wurden im Reichsgebiet in min-
destens 80 % der Fälle vollstreckt.44 Wie die Fälle Reitsamer, Dapunt und Mischi zei-
gen, intervenierte Hofer immer wieder direkt beim Sondergericht; dies beweisen auch 
die handschriftlichen Notizen Hofers in den erhaltenen Sondergerichtsakten. Bei Gna-
denakten setzte Hofer auch die Dauer der Haft fest. Die Verurteilten wurden zur Ver-
büßung der Strafe über Innsbruck in die Gefängnisse München-Stadelheim, Graz, 
Landsberg am Lech oder das Lager Dieburg eingewiesen. Das Urteil wurde an das zu-
ständige Strafregister weitergeleitet. Gegen die Entscheidung der Sondergerichte gab 
es neben dem Gnadengesuch nur noch das Mittel der Urteilsaufhebung. Ein Wieder-
aufnahmeverfahren war aber davon abhängig, ob der Verteidiger, Angehörige oder 
andere Stellen neue Umstände vorbrachten, die zu einer Überprüfung des Urteils führ-
ten. Bei den vorliegenden Fällen hatte dieses Vorgehen durchaus Aussicht auf Erfolg. 
Bei Ablehnung des Gnadengesuches bzw. des Wiederaufnahmeverfahrens wur-
den die Todesurteile des Sondergerichts durch Erschießen - seltener Erhängen -
rasch vollstreckt. Exekutionen waren im Belluno - weniger im Trentino - öffentlich. 
Im Unterschied dazu geschah dies im Gebiet der Provinz Bozen versteckt, etwa in 
Kasernen oder Steinbrüchen, ohne große Öffentlichkeit. In Südtirol wollte die NS-
Herrschaft offenbar den Schein des nationalen Befreiungserlebnisses nicht trüben. 
Der Grund der unterschiedlichen Exekutionsform dürfte aber auch im Anti-Parti-
sanen-Kampf zu suchen sein. In "Partisanengebieten" wie Belluno sollte die Ab-
schreckung möglichst drastisch sein. Die erfolgte Vollstreckung wurde durch zwei-
sprachige Plakate öffentlich bekannt gemacht, und das zuständige Standesamt wur-
de informiert. 
Eine Durchsicht des Bozner Tagblatts für die Monate Juli, August und Septem-
ber 1944 ergab nur drei veröffentlichte Urteile des Sondergerichts für die Operati-
onszone Alpenvorland. Am 24. Juli 1944 berichtete die Zeitung unter dem Titel" To-
desstrafe für heimtückischen Meuchelmörder" von der Verurteilung des 1919 
geborenen Alessandro M. In der gleichen Ausgabe wird ausführlich über die Ver-
handlung gegen Giulietta B. (geb. 1895) berichtet. Sie wurde als "Banditenfreundin" 
auf grund des "Verbrechens der Vorschubleistung" vom Sondergericht bei einer Ver-
handlung in Trient zu fünf Jahren Zuchthaus verurteilt. 45 Am 14. September findet 
sich unter dem Titel "Banditen zum Tode verurteilt" ein längerer Artikel über Fran-
cesco R.46 (geb. 1922) und Armando 0. (geb. 1910). Das Sondergericht verurteilte die 
beiden "als Gewaltverbrecher, Bandenangehörige und wegen verbotenen Besitzes von 
Waffen zum Tode".47 Das NS-Regime hat in der Provinz Bozen nicht nur die Exeku-
tionen, sondern auch die Todesurteile großteils verheimlicht. Die hier veröffentlich-
ten Fälle betrafen italienische Partisanen und spektakuläre Mordfälle. Bei diesen The-
men und dem Kreis der Betroffenen glaubte die NS-Führung die öffentliche Meinung 
der Südtiroler hinter sich. 
d. Anzahl und Wesen der Bozner Fälle im Vergleich mit anderen Sondergerichten 
Aufgrund der vorhandenen Akten können für das Jahr 1944 etwa 400 Verhandlun-
gen und für 1945 etwa 200 Fälle angenommen werden. Diese Zahl ergibt sich aus den 
Aktenzahlen und internen Notizen. Für Juni und Juli 1944 liegt etwa eine detaillier-
te Liste mit Terminen, Orten und der Anzahl der Verhandlungen vor. Zum Vergleich: 
Das Sondergericht Innsbruck behandelte 1944 152 Verbrechen (Kürzel: KLs) und 
1945 39 Fälle.'8 Das Sondergericht Altona/Kiel behandelte zwischen 1933 und 1945 
mindestens 3.500 Hauptverfahren;' das Sondergericht Frankfurt am Main überlie-
ferte 1.797 Verfahren. 50 Die Bozner Zahlen belegen die Zunahme der Fälle und die 
beschleunigte Aburteilung am Sondergericht. Mit der Zunahme des Luftkrieges wur-
den die Verfahrensvorschriften für die Sondergerichte weiter verschärft. Ein auf fri-
scher Tat ertappter Täter - häufig im Falle von Plünderungen - konnte sofort von 
einem Sondergericht abgeurteilt werden. Die bisher angenomme Zahl von 40 voll-
streckten Todesurteilen des Sondergerichts Bozen muss aufgrund der hohen Zahl 
von über 600 KLs-Fällen am Sondergericht Bozen nach oben korrigiert werden.51 Bei 
der Berechnung dieser Zahl ging man von den in Zeitungen und Plakaten der Pro-
vinz Bozen publizierten Vollstreckungen aus. Hingerichtet wurde aber in erster Li-
nie im Belluno und dem Trentino. Die bereits erwähnte Praxis der Vertuschung der 
Tätigkeit des Sondergerichts in der Provinz Bozen (für Juli, August und September 
1944 nur drei im Bozner Tagblatt veröffentlichte Todesurteile) erschwert die Erhe-
bung genauer Zahlen. 
Bei den vorhandenen 20 Verhandlungen waren großteils Italiener und Optanten 
für Italien angeklagt. Die Vermutung liegt nahe, dass sich das Sondergericht als Werk-
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zeug der Okkupationspolitik verstand oder einspannen ließ. Nach dem September 
1943 waren zudem die Italiener nicht mehr annehmbare Partner, sondern" Verräter" 
des Dritten Reiches. Die vorher unterdrückten Vorurteile brachen nun ungehemmt 
hervor, und aus der Sicht des völkischen Nationalismus wurden die Italienerzu min-
derwertigen Menschen, die in der NS-Rassenbewertung wenig vor Polen und Rus-
sen rangierten. Zentral bleibt die Frage nach den Unterschieden und Gemeinsam-
keiten mit anderen Sondergerichten im Dritten Reich (z. B. dem Sondergericht 
Innsbruck), besonders aber in besetzten Gebieten.52 Dabei ist die Annexionspolitik 
von Gauleiter Hofer ein zusätzlicher wichtiger Aspekt. Eine statistisch erfassbare 
Größe zur Untermauerung der These der Okkupationsgerichtsbarkeit wäre etwa der 
Vergleich, wie oft die Todesstrafe verhängt wurde. Das Sondergericht Bromberg im 
besetzten Polen verurteilte z. B. binnen vier Monaten doppelt so viele Menschen zum 
Tode wie das Sondergericht Frankfurt am Main in seiner gesamten 12-jährigen Ge-
richtszeit!53 Eine unterschiedliche Spruchpraxis für die Gebiete außerhalb des "Alt-
reichs" kann ein Hinweis darauf sein, dass eine allgemeine Definition von Okkupa-
tionsgerichtsbarkeit nicht sinnvoll ist, da landesspezifische NS-Besonderheiten zu 
beachten sind. Dies gilt sowohl für die Schärfe der Urteile als auch für deren Quan-
tität.54 Dabei ist aber auch die Tatsache entscheidend, dass in besetzten Gebieten zwar 
die Bezeichnung "Sondergericht" identisch war, aber das Aufgabengebiet völlig ver-
schieden, erstens durch die Zuständigkeit (Sondergerichte übernahmen Fälle, für die 
im Reichsgebiet der Volksgerichtshof oder auch Wehrmachtsgerichte zuständig ge-
wesen wären) und zweitens durch die gesetzlichen Grundlagen (das "Polenstrafrecht" 
sah z. B. für die kleinsten Vergehen die Todesstrafe vor).55 
Das Sondergericht für die Operationszone arbeitete bis zum 25. April 1945 un-
gestört - abgesehen von gelegentlichen Unterbrechungen durch Fliegeralarm. In der 
Zeit zwischen 26. April 1945 und der Kapitulation der Deutschen Wehrmacht in Ita-
lien am 2. Mai 1945 dürfte m. E. der Großteil des Materials vernichtet worden sein. 
Staatsanwalt Konrad Seiler verließ erst am 8. Mai 1945 die Villa Brigl in Bozen.56 
Staatsanwälte und Richter konnten nach 1945 ihre Karrieren in Österreich und 
Deutschland meist ungestört fortsetzen. Nur Staatsanwalt Erich Hölzl wurde wegen 
seiner Tätigkeit am Sondergericht vom außerordentlichen Schwurgericht in Bozen 
(Corte d'Assise straordinaria) 1945 zu vier Jahren und fünf Monaten Haft verurteilt. 
Ausschlaggebend dafür dürften die Verurteilungen von italienischen Wehrdienst-
verweigerern gewesen sein.57 
Aufgrund des geringen Datenmaterials wird man vielen Fragestellungen für den 
Wirkungsbereich des Sondergerichts für die Operationszone Alpenvorland nur be-
dingt nachgehen können.58 Für die nahe Zukunft bildet die Quellenlage Grund zu 
vorsichtigem Optimismus. Zum einen könnten durchaus noch andere Aktenbündel 
des Sondergerichts eruiert werden, zum anderen gibt es vermehrt ergänzende Be-
stände. Dazu gehören nicht zuletzt die Haftkartendatei der Bundespolizeidirektion 
Innsbruck, die Strafprozessakten am Tribunal Bozen 1943-1945, die Akten der Prä-
turen 1943-1945 und die Akten des Bozner außerordentlichen Schwurgerichtshofes 
1945-1951 (Corte d'Assise straordinaria), der die NS-Kriegsverbrechen der Jahre 
1943-1945 aburteilte. 59 
Anhang 
Dokument 1 
Urteil gegen Richard Reitsamer, 4. 7. 1944. 
Staatsarchiv Bozen, Bestand Sondergericht für die Operationszone Alpenvorland 
1943-1945,KLs 166/44. 
KLs 166/44 
Bozen, 4. Juli 1944 
In der Strafsache gegen 
Im Namen des Rechtes! 
Reitsamer Richard, geboren am 3. 3.1901 zu Freiburg im Breisgau, Sohn des Anton 
Reitsamer und der Hedwig Kramer, Knecht, ledig, Volksdeutscher, Optant für Italien, 
in Haft 
wegen Nichtbefolgung eines Einberufungsbefehles 
hat das Sondergericht für die Operationszone in Bozen in der öffentlichen Sitzung 
am 4. Juli 1944 [ ... ] für Recht erkannt: 
Der Angeklagte hat in der Zeit von Februar bis April 1944 im Bereiche der Opera-
tionszone Alpenvorland wiederholt an ihn ergangene Musterungsbefehle nicht be-
folgt und hat sich damit gegen die Verordnung des Obersten Kommissars vom 7. Jän-
ner 1944 vergangen. 
Er wird zum Tode verurteilt. Er hat die Kosten des Strafverfahrens zu tragen. 
Gründe 
Der Angeklagte ist in Freiburg im Breisgau geboren, ist Volksdeutscher, hat aber für 
Italien optiert. In frühester Jugend kam er nach Meran und besuchte dort die Volks-
schule, worauf er bei verschiedenen Bauern arbeitete und auch eine Zeitlang in der 
Schweiz war. Er behauptet, seine italienischen Arbeitgeber hätten ihn besser behan-
delt als die deutschen. Er ist, wie er übrigens selbst sagt, und wie leicht zu erkennen 
ist, geistig vollkommen normal. Von 1922 auf 1923 diente er acht Monate beim ita-
lienischen Heer und war auch eine Zeitlang im Jahre 1941 und zwar aufgrund einer 
freiwilligen Meldung beim Militär. Einer politischen Partei gehörte er nicht an. Er ist 
gerichtlich unbescholten. Mitte Februar 1944 erhielt der Angeklagte vom zuständi-
gen Blockleiter einen Musterungsbefehl, verweigerte aber die Annahme. Einige Ta-
ge darauf von der Polizei festgenommen, wurde er eingehend belehrt, weigerte sich 
aber abermals, sich mustern zu lassen und begründet seine Weigerung unter Hinweis 
259 
260 
auf ein angebliches Papstwort, wonach mit dem Frieden nichts und mit dem Kriege 
alles verloren sei, was der Angeklagte so auslegt, daß er keinerlei Kriegs- oder Ar-
beitsdienst zu leisten brauche. Nunmehr dem Musterungsamte vorgeführt, weigerte 
er [sich,] sich untersuchen zu lassen. Auch in der Folge wurde er noch mehrfach 
belehrt und ermahnt, sich mustern zu lassen, zuletzt durch den Staatsanwalt selbst, 
er blieb aber stets bei seiner Weigerung und dies auch bei der Hauptverhandlung. 
Damit hat sich der Angeklagte gegen die oben zitierte Verordnung des Obersten 
Kommissars vergangen u. zw. schließen die Umstände seiner Tat, insbesondere die 
mehrfache Wiederholung seiner Weigerung trotz eingehender Belehrung und Er-
mahnung, die Annahme eines leichten Falles trotz seiner Unbescholtenheit aus. Er 
war mithin in Übereinstimmung mit dem Antrage des Staatsanwaltes zum Tode zu 
verurteilen. 
Dokument 2 
Urteil gegen Augusto T., 28. 7. 1944. 
Staatsarchiv Bozen, Bestand Sondergericht für die Operationszone Alpenvorland 
1943-1945, KLs 213/44. 
KLs 213/44 
Bozen, 28. Juli 1944 
Im Namen des Rechtes! 
In der Strafsache gegen 
T. August, Sohn des Anton und der Maria geb. G., geb. am 16.7. 1909 in Nenzing bei 
Bludenz, Italiener, Bergwerksarbeiter, wohnhaft in Fiera di Primiero, in Haft seit 
27.6.1944, wegen volksschädlichen Aufstands, 
hat das Sondergericht für die Operationszone Alpenvorland in Bozen in der öffent-
lichen Sitzung in Bozen am 28. Juli 1944 [ ... ] zu Recht erkannt: 
Der Angeklagte ist Volksschädling, denn er hat sich im Jahre 1944 in der Gegend von 
Trient den Partisanen angeschlossen und damit an einer Zusammenrottung teil-
genommen, um der Obrigkeit mit Gewalt Widerstand zu leisten. Er wird hiefür 
zum Tode verurteilt. 
Er hat die Kosten des Strafverfahrens zu zahlen. 
Gründe 
Der Angeklagte ist in Bludenz geboren, kam aber schon nach 5-6 Jahren nach Pri-
miero, wo er seitdem lebt. Er besuchte die Volksschule und erlernte dann die Mineur-
arbeit und war Bergarbeiter. Seine Eltern leben. Er war eineinhalb Jahre beim ital. 
Heer, darunter auch in Afrika, aber nicht im Kriege und desertierte im Jahre 1943, 
wie er sagte, wegen schlechter Verpflegung. Er behauptet, unbescholten zu sein und 
gehört keiner Partei an. Nach der Desertion hielt er sich in den Bergen versteckt und 
im April 1944 schloss er sich einer Partisanenbande an, die in der Gegend von Caoria 
ihr Unwesen trieb. Er sagt hiezu, er sei zufällig im Walde auf Partisanen gestoßen, die 
ihn aber zunächst wieder nach Hause gehen ließen, da ihr Anführer nicht anwesend 
war, ihm aber auftrugen, am nächsten Tage wieder zu erscheinen und ihn bzw. seine 
Familie für den Fall des Ungehorsams bedrohten. Er sei also am nächsten Tag wieder 
zurückgekehrt und in der Folge bei den Partisanen geblieben, aber eigentlich im-
mer nur gezwungen, da er sich fürchtete zu fliehen. Die Partisanengruppe, der er an-
gehörte, war rein kommunistisch und einzelne Mitglieder trugen auch den Sowjet-
stern. Das Ziel war die Vertreibung der Deutschen aus Italien und die Errichtung 
eines kommunistischen Italien. Der Angeklagte selbst will nicht Kommunist sein. Die 
Partisanengruppe, wie alle diese Banden, lebte in der Hauptsache von Diebstahl und 
Raub, nur gelegentlich sollen Kleinigkeiten bar bezahlt worden sein oder es wurden 
Requisitionsscheine ausgestellt, die natürlich wertlos waren. Von den mehreren der 
verbrecherischen Unternehmen dieser Bande, die im übrigen sehr gut bewaffnet war, 
nahm der Angeklagte geständigerweise an einem selbst teil, so insbesondere als ein 
Finanzieriposten, der ein Elekritätswerk zu bewachen hatte, überfallen und entwaff-
net wurde. Auch an der Herbeischaffung von Lebensmitteln nahm der Angeklagte 
mehrmals teil und die Lebensmittel wurden nicht bezahlt, sondern gegen die Aus-
stellung von Bescheinigungen genommen, also einfach geraubt. Die Bande über-
nahm auch einen Feuerüberfall auf einen Militärlastwagen. [ ... ] Der Angeklagte will 
glauben machen, dass er nur aus Zwang Partisan wurde und blieb, das ist aber durch-
aus nicht wahr, denn in den über zwei Monaten seiner Mitgliedschaft hätte er si-
cherlich Gelegenheit gefunden zu fliehen, wenn er gewollt hätte, und die Behörde 
würde ihn mit seinen Angehörigen beschützt haben. Aber nicht einmal, als er schließ-
lich von Militär bzw. Polizei gestellt wurde, ließ er sich festnehmen, sondern floh und 
wäre sicherlich wieder zur Bande zurückgekehrt. Er haftet also für seine Mitglied-
schaft. 
Partisanenbanden sind Volksschädlinge und stehen im ständigen Aufruhr gegen 
die Behörden. Es treffen also die Qualifikationen des § 4 der Volksschädlingsverord-
nung und mindestens § 68 öStGB, nämlich das Verbrechen des Aufstandes, zu und 
in diesem Sinne war der Angeklagte schuldig zu sprechen. Der Angeklagte haftet 
natürlich nicht [nur] für die verbrecherischen Unternehmen, an denen er selbst be-
teiligt war, sondern auch für alles, was die Bande verschuldigte [sie!], solange er der-
selben angehörte, denn es ist nur ein Zufall, zu welchen Unternehmungen der Ein-
zelne kommandiert wird, denn alle Banditen wissen von den Unternehmungen, sind 
damit einverstanden und genießen den Erfolg mit. Übrigens hat der Angeklagte ge-
ständigermaßen an der Entwaffnung des Finanzieri teilgenommen. 
Der Angeklagte ist 35 Jahre alt, hat sich nicht selbst gemeldet und sprechen auch 
sonst keine besonderen Milderungsgründe für ihn, und mit Rücksicht auf die große 
Gefahr der Banden, namentlich auch für die Front, hinter deren Rücken sie arbei-
ten, und die schwere Belästigung und Beschädigung der Zivilbevölkerung, verlangt 





Urteil gegen Franz B., 22. 6. 1944. 
Staatsarchiv Bozen, Bestand Sondergericht für die Operationszone Alpenvorland 
1943-1945, KLs 107/44. 
KLs 107/44 
Bozen, 22. Juni 1944 
Im Namen des Rechtes! 
In der Strafsache gegen 
Franz B., Sohn des Johann und der Anna M., geboren am [ ... ]1894 in Bozen, ge-
schieden, Wasserleitungsmonteur, zur Zeit in Haft 
wegen Verbrechens der Plünderung 
hat das Sondergericht für die Operationszone Alpenvorland in Bozen in der öffent-
lichen Sitzung am 22. Juni 1944 [ ... ] zu Recht erkannt: 
Franz B. hat anfangs März 1944 in Bozen in einem freiwillig geräumten Gebäude zum 
Schaden des Raffaele R. geplündert. Er wird hierfür als Plünderer zum Tode verur-
teilt. Der Angeklagte hat die Kosten des Strafverfahrens zu ersetzen. 
Gründe 
Der Angeklagte ist am [ ... ] in Bozen als Sohn eines Eisenbahnbeamten geboren. Sei-
ne Jugend verlebte er bei seinen Eltern in Bozen. Den Weltkrieg machte er als Soldat 
eines Standschützenbataillons im Ledrotal mit. Im Jahre 1917 wurde er verwundet 
und geriet in italienische Kriegsgefangenschaft. Nach seiner Rückkehr aus der Kriegs-
gefangenschaft nahm er bei der italienischen Staatsbahn eine Stelle an. Er wurde aber 
nach seinen Angaben im Jahre 1923 wieder entlassen, da er der faschistischen Partei 
nicht beitreten wollte. Nach seiner Entlassung war er als Wasserleitungsmonteur bei 
verschiedenen Firmen in Bozen tätig. In letzter Zeit u. zw. bis anfangs März 1944 war 
er als Schmiedegehilfe beim Schmiedemeister Jakob G. in Bozen, Brennerstraße [ ... ], 
beschäftigt. Der Angeklagte ist Vater eines Kindes von 19 Jahren und ist von seiner 
Frau geschieden. Er wurde in den Jahren 1924, 1925 und 1933 wegen Trunkenheit zu 
geringfügigen Strafen verurteilt. Außerdem wurde er einmal wegen Hehlerei zu ei-
ner Gefängnisstrafe von einem Monat verurteilt. B. war in Bozen, Brennerstraße [ ... ], 
wohnhaft. Die Brennerstraße liegt in unmittelbarer Bahnnähe und ist daher bei Flie-
gerangriffen immer besonders gefährdet. Eine Reihe von Häusern sind dort teils ganz 
zerstört, teils soweit beschädigt, dass die Bewohner zum Ausziehen gezwungen wa-
ren. Das Haus Brennerstraße Nummer [ ... ] gehört dem italienischen Gastwirt Rafael 
R. Es handelt sich hiebei um ein dreistöckiges Mietshaus, das im Erdgeschoss zwei 
Geschäftslokale aufweist. Die Parteien dieses Hauses waren teilweise schon nach dem 
ersten Angriffe auf Bozen im September 1943 ausgezogen. Im November 1943 wa-
ren sämtliche Parteien aus dem Hause ausgezogen, so dass es vollkommen geräumt 
war. Der Hausbesitzer Rafael R. hatte mit Hilfe des Angeklagten im Dezember 1943 
zwei Herde und einen Warmwasserboiler aus den Wohnungen im ersten und im 
zweiten Stocke herausgebracht und zur Sicherung vor weiteren Fliegerangriffen in 
das im Erdgeschoss liegende Geschäftslokal gegeben. [ ... ] Anfangs März 1944 hat nun 
der Angeklagte, der als Nachbar des R. über Ortskenntnisse verfügte und dem auch 
bekannt war, dass sich die vorangeführten Sachen [dort] befanden, den Eisenriegel 
der Hoftüre durch eine Metallsäge aufgesägt und gelangte so in das Geschäftslokal 
hinein. Er entnahm aus dem Geschäftslokale zwei Öfen, die er um den Preis von Lire 
1500.- an S. C. verkaufte. Außerdem nahm er auch den Warmwasserboiler mit und 
verkaufte ihn am 10.3.1944 um den Betrag von 1000.- Lire an den Schlosser V. B. in 
Bozen. Einige Tage später wurde er beim Versuche, aus dem Hause Brennerstraße Nr. 
[ ... ] eine Korbflasche zu stehlen, von R. angetroffen und der Polizei übergeben. Nach 
anfänglichem Leugnen legte der Angeklagte so dann ein Geständnis ab. Den oben an-
geführten Sachverhalt hat das Gericht aufgrund der Ermittlungsergebnisse sowie des 
Zeugen R. und des Geständnisses des Angeklagten als erwiesen angenommen. Der 
Angeklagte B. hat demnach in einem freiwillig geräumten Gebäude geplündert und 
hat daher das Verbrechen § 1 der Verordnung gegen Volksschädlinge vom 5. Sep-
tember 1939, RGBl. I, Seite 1679, begangen. Er war daher nach der gleichen Geset-
zesbestimmung mit der dort absolut angedrohten Todesstrafe zu bestrafen. 
Dokument 4 
Übersicht für den Bestand 
Sondergericht für die Operationszone Alpenvorland 1943-1945 
im Staatsarchiv Bozen 
Aktenzeichen Name des/ Anklage Verhandlung Urteil 
der Angeklagten 
KLs 167/44 Francesco R., Verbrechen des Aufstan- 3.7.1944 Todesstrafe, umge-
Giuseppe B., des, Volksschädlinge wandelt in acht Jahre 
LorenzoC. Zuchthaus 
KLs 213/44 AugustoT. Verbrechen des Aufstan- 28.7.1944 Todesstrafe 
des, Volksschädling 
KLs 161/44 Paul Mischi, Nichtbefolgung des Ein- 4.7.1944 Todesstrafe, umge-
Siegfried Dapunt berufungsbefehls wandelt in acht Jahre 
Zuchthaus 
KLs 33/44 JosefW. Wilderei 12.5.1944 vier Monate Gefangnis 
KLs404/44 Alessandro P. Plünderung, Volks- 28.11. 1944 Todesstrafe, umge-
schädling wandelt in acht Jahre 
Zuchthaus 




KLs 247/44 Josef A. Wehrdienstverweigerung 18.8.1944 Zehn Jahre Zucht-
haus, Anstalt Pergine 
KLs 166/44 Richard Reitsamer Wehrdienstverweigerung 4.7.1944 Todesstrafe 
KLs 20/44 Ademar J. Volksschädling, Plünde- 14.3.1944 Todesstrafe, umge-
rung wandelt in acht Jahre 
Zuchthaus 
KLs 411/44 AldoS. Diebstahl 22.11. 1944 vier Monate Gefang-
nis 
KLs 16/44 Ettore S., Gino F., Wehrmittelbeschädi - 13.3.1944 eine Todesstrafe, 
Armenio F. Tran- gung, Sabotage Haftstrafen 
quillo W., Mario W. 
KLs24/44 Francesco P. Mord, Diebstahl 10.3.1944 Todesurteil 
KLs 188/45 Bruno c., Bruno Diebstahl am 10.4.1945 
M.,AntonP. geflüchtet 
KLs253/44 Francesco R. Verbrechen des Aufstan- 9.9.1944 Todesurteil 
des, Raub, Bandit 
KLs 2/44 ErmannoG. öffentI. Gewalttätigkeit 11. 2.1944 Todesurteil, umge-
wandelt in drei Jahre 
Zuchthaus 
KLs 354/44 GiovanniB. Diebstahlsteilnehmung 21. 11. 1944 drei Monate Jugend-
gefängnis 
KLs 371/44 AngeloT. Diebstahl, Bandit, Volks- 29.11.1944 Todesstrafe 
schädling 
KLs 336/44 Ernesto L. unerlaubter Waffenbe- 6.12.1944 Todesurteil, umge-
sitz wandelt in acht Jahre 
Zuchthaus 
KLs 107/44 Franz B. Plünderung 22.6.1944 Todesurteil 
KLs 125/44 JohannP. Meuchelmord 22.6.1944 Todesurteil 
IV 1 - 81/44 Vorerhebungen der 20.8.1944 in Falcade 
Staatsanwaltschaft im von Partisanen er-
Fall des Todes von Rich- schossen 
ter Cosimo Mariano 
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